
B e s c h l u s s p r o t o k o l l  
 
 
über die 16. öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 05.10.2023 im 

Dorfgemeinschaftshaus Schwanheim, Weyrichstraße 23, 64625 Bensheim-
Schwanheim 

 
 
Beginn:   18:00 Uhr 
 
Ende:    20:49 Uhr 
 
 
Anwesend sind: 
 
Stadtverordnetenvorsteherin Deppert, Christine   
Stadtverordneter Bahadori, Feridun   
Stadtverordnete Becker, Sibylle   
Stadtverordneter Dorsheimer, Ralf   
Stadtverordneter Gärtner, Maximilian   
Stadtverordneter Heinz, Tobias   
Stadtverordnete Jackstein, Petra   
Stadtverordneter Klos, Rico   
Stadtverordnete Marquardt, Tanja (ab TOP 16)   
Stadtverordnete Schich-Kiefer, Ingrid   
Stadtverordneter Dr. Schwabenland, Rolf   
Stadtverordneter Dr. Schwalbach, Peter   
Stadtverordneter Volprecht, Rudolf   
Stadtverordneter Stenger, Bernhard   
Stadtverordnete Adam, Antje   
Stadtverordneter Castellanos, Peter   
Stadtverordnete Glock, Sina Vanessa   
Stadtverordneter Dr. Götz, Thomas   
Stadtverordnete Hoeller, Sarah   
Stadtverordneter Kredel, Jochen   
Stadtverordnete Rinke, Birgit (bis TOP  17)   
Stadtverordnete Dr. Schmidt, Fatemeh   
Stadtverordnete Sterzelmaier, Doris   
Stadtverordneter von Hauff, Daniel   
Stadtverordneter Wüstner, Hanns-Christian   
Stadtverordneter Bauer, Werner   
Stadtverordnete Filippone, Adriana   
Stadtverordneter Kaltwasser, Jürgen   
Stadtverordneter Moritz, Heiko   
Stadtverordneter Stühling, Ralph   
Stadtverordnete Blumenschein, Lisa-Marie   
Stadtverordneter Eschborn, Thorsten   
Stadtverordneter Dr. Schepp, Rolf    
Stadtverordneter Fischer, Tobias Peter   
Stadtverordneter Apfel, Franz   
Stadtverordneter Koller, Norbert   
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Stadtverordnete Dr. Vogt-Saggau, Ulrike   
Stadtverordneter Hillenbrand, Alois   
Stadtverordneter Leisemann, Peter   
Stadtverordneter Dr. Tiemann, Rolf   
Stadtverordneter Kahnt, Rolf   
Stadtverordneter Penteker, Matthias   

 
Entschuldigt: 
 
Stadtverordneter Jakob, Dominik   
Stadtverordnete Middleton, Eva   
Stadtverordneter Sydow, Michael   

 
Vom Magistrat anwesend: 
 
Bürgermeisterin Klein, Christine   
Erste Stadträtin Rauber-Jung, Nicole   
Stadtrat Born, Andreas   
Stadtrat Born, Peter L.   
Stadtrat Knapp, Manfred   
Stadtrat Roeder, Oliver   
Stadtrat Rothermel, Wilhelm   
Stadtrat Scharff, Andreas   
Stadtrat Seibert, Hans   

 
Vom Magistrat entschuldigt: 
 
Stadträtin Dr. Koebe, Josefine   
Stadträtin Ottiger, Waltrud   

 
Vom Ortsbeirat: 
 
Ortsvorsteher Klapfenberger, Konrad   
    
Verwaltung Daum, Frank   
 Batzel, Martin   
    
Schriftführerin Dietzel, Andrea   

 
___________________________________________________________________ 
 
 
Stadtverordnetenvorsteherin Deppert eröffnet die Sitzung, begrüßt die Mitglieder 
des Magistrats sowie die Gäste. Sie stellt die form- und fristgerechte Einladung sowie 
die Beschlussfähigkeit der Stadtverordnetenversammlung fest. 
 
 
Punkt 1) Mitteilungen und Berichte 
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Punkt 1.a) Mitteilungen und Berichte der Stadtverordnetenvorsteherin und 
der Ausschussvorsitzenden 

  

 
Es liegen keine Mitteilungen vor. 
 
 
Punkt 1.b) Abgabe von persönlichen Erklärungen der Stadtverordneten 

oder Magistratsmitglieder 
  

 
Es liegen keine Anzeigen einer persönlichen Erklärung vor. 
 
 
Punkt 1.c) Mitteilungen und Berichte des Magistrats gemäß § 50 Abs. 3 

HGO 
  

 
Es liegen keine Mitteilungen vor. 
 
 
Punkt 2) Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebes 

Stadtkultur Bensheim zum 31.12.2022 
  

 
Beschluss: 
 
Der von der Betriebsleitung des Eigenbetriebes Stadtkultur Bensheim erstellte und von 
der Firma SWS Schüllermann und Partner AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
geprüfte Jahresabschluss zum 31.12.2022 sowie der dazu gegebene Bericht wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung stellt gemäß § 50 Abs. 1 HGO i. V. m. den  
§§ 5 Nr. 11 und 27 Abs. 3 Eigenbetriebsgesetz (EigBGes) den Jahresabschluss des 
Eigenbetriebes Stadtkultur Bensheim zum 31.12.2022 fest. 
 
Der Betriebsleitung wird Entlastung erteilt. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 3) Bestellung eines Wirtschaftsprüfers zur Prüfung des  

Jahresabschlusses zum 31.12.2023 
  

 
Beschluss: 
 
Es wird beschlossen, der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Schüllermann und Partner 
AG, auf der Grundlage des Angebotes vom 02.02.2022 die Prüfung des 
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Jahresabschlusses des Eigenbetriebes Stadtkultur Bensheim zum 31.12.2023 zu 
übertragen. 
 
Die Prüfungskosten betragen nach dem vorliegenden Angebot 5.200,- € netto. 
 
Die Mittel sind im Wirtschaftsplan 2024 zu veranschlagen. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 4) Eigenbetrieb Kinderbetreuung: Feststellung des 

Jahresabschlusses zum 31.12.2022 
  

 
Beschluss: 
 
Dem von der Betriebsleitung des Eigenbetriebes erstellten und von der Kanzlei  
Schüllermann und Partner AG, 63303 Dreieich, geprüften Jahresabschluss zum 
31.12.2022 sowie dem in der Anlage beigefügten Bericht wird zur Kenntnis  
genommen.  
 
Gemäß § 50 Abs. 1 HGO i. V. m. den §§ 5 Nr. 11 und 27 Abs. 3 Eigenbetriebsgesetz 
(EigBGes) wird der Jahresabschluss des Eigenbetriebes Kinderbetreuung zum 
31.12.2022 festgestellt. 
 
Der Betriebsleitung wird Entlastung erteilt. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 5) Eigenbetrieb Kinderbetreuung: Bestellung eines 

Wirtschaftsprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 2023 
  

 
Beschluss: 
 
Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft SWS Schüllermann und Partner AG wird für die  
Prüfung des Jahresabschlusses 2023 des Eigenbetriebs Kinderbetreuung bestellt.  
 
Die Prüfungskosten betragen nach dem vorliegenden Angebot 6.188 € brutto.  
Die erforderlichen Mittel sind im Wirtschaftsplan 2023 bereitgestellt.  
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
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Punkt 6) Bilinguale Kindertagesstätte in Bensheim 
  

 
Beschluss: 
 
Die Eröffnung einer bilingualen Kindertagesstätte in Bensheim wird befürwortet. 
 
Die Betriebsleitung wird beauftragt, mit der Trägergesellschaft Phorms Hessen 
gGmbH eine Finanzierungsvereinbarung abzuschließen und der Betriebskommission 
zur Beschlussfassung vorzulegen. 
 
In der Vereinbarung sind folgende Punkte zu regeln: 

• die Festsetzung eines maximalen Zuschusses nur für Bensheimer Kinder, der 
sich an der Höhe des Zuschussbedarfs anderer Bensheimer Kindertagesstätten 
orientiert, 

• auswärtige Kinder werden in Höhe des im Hess. Kinder- und 
Jugendgesetzbuches geregelten Kostenausgleichs gefördert. 

 
Ab dem Jahr 2024 werden Mittel im Wirtschaftsplan zur Verfügung gestellt. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 38 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 03 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 7) Neufassung des Standortkonzeptes der Stadt Bensheim für die 

Altkleidersammlung im Rahmen der Sondernutzung an 
öffentlichen Straßen 

  

 
Beschluss: 
 
Das neue Standortkonzept der Stadt Bensheim für die Altkleidersammlung im Rahmen 
der Sondernutzung an öffentlichen Straßen wird als ermessenslenkende 
Verwaltungsrichtlinie beschlossen. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 8) 3. Nachtragssatzung zur Änderung der Satzung über 

Sondernutzungen an öffentlichen Straßen und über 
Sondernutzungsgebühren 

  

 
Beschluss: 
 
Zu der am 14.02.2019 durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossenen 
Satzung über Sondernutzungen an öffentlichen Straßen und über Sondernutzungs-
gebühren wird anliegende 3. Nachtragssatzung beschlossen. 
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Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 9) Erneuerung der Eisenbahnüberführung Gartenstraße in Bensheim 

hier: Abschluss einer Kreuzungsvereinbarung nach §§ 3, 12 
Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG) 

  

 
Beschluss: 
 
Der Magistrat/ die Stadtverordnetenversammlung stimmt der als Anlage 1 beigefügten 
Vereinbarung über eine Kreuzungsmaßnahme nach § 3,12 EKrG zur Erneuerung der 
EÜ Gartenstraße in Bensheim zu. 
 
Der Magistrat wird ermächtigt, die beigefügte Kreuzungsvereinbarung abzuschließen. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 10) Anmietung der Flüchtlingsunterkunft Nibelungenstraße 12, 

64625 Bensheim 
  

 
Beschluss: 
 
Die Immobilie in der Nibelungenstr. 12, 64625 Bensheim zur Unterbringung von ca. 
83 Asylbewerbern, bzw. bleibeberechtigten Flüchtlingen von Annelie Ludwig, 
Hechlergasse 16, 64397 Modautal-Brandau wird angemietet. 
 
Der Mietvertrag wird für die Dauer von 5 Jahren abgeschlossen und beginnt mit der 
Übergabe am 01.10.2023. Die zurzeit untergebrachten Flüchtlinge in der Unterkunft 
werden der Stadt Bensheim an der Zuweisungsquote sofort angerechnet. 
  
Die Mittel stehen im Haushaltsplan bei Produktnr. 2.60.01.6700100 „Miete Gebäude“ 
zur Verfügung. 
 
Der Mietzins beträgt bei einer Mindestbelegung von 75 Personen ca. 34.875 € pro 
Monat, dies entspricht Unterbringungskosten von 15,50 € je Person pro Tag.  
Nach Auszug der Mieter in den Souterrainwohnungen und anschließender Belegung, 
erhöht sich die Mindestbelegung auf 83 Personen.  
 
Der Kreis Bergstraße erstattet für Asylbewerber 9,86 € pro Tag. Für 
Bleibeberechtigte, die nicht erwerbsfähig sind, beträgt die Unterbringungsgebühr 
465,00 € (15,50 € pro Tag).  
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In der Unterkunft leben derzeit ca. 90 % Bleibeberechtigte und 10 % Asylbewerber.  
 
 
Im Mietpreis inkludiert sind die komplette Ausstattung, die vollumfängliche 
Unterhaltung, die Sicherstellung des täglichen Betriebs der Unterkunft sowie alle 
Nebenkosten, die im Mietvertrag enthalten sind. 
 
 
A-34 übernimmt die soziale Betreuung der Unterkunft. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 11) Förderung im Bundesprogramm „Sanierung kommunaler 

Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur 
(SJK)“ 
Hier: Billigung der Einreichung einer Projektskizze für das 
Basinusbad in Bensheim 

  

 
Beschluss: 
 
Die Teilnahme am Projektaufruf 2023 für das Bundesprogramm „Sanierung 
kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur (SJK)“ sowie 
die Einreichung einer Projektskizze für das Basinusbad in Bensheim wird gebilligt. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 12) Feststellung des geprüften Jahresabschlusses 2020 der Stadt 

Bensheim und Entlastung des Magistrats 
  

 
Beschluss: 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 der Stadt Bensheim wird nach Abschluss des 
Prüfungsverfahrens durch das Revisionsamt des Kreises Bergstraße nunmehr 
beschlossen. 
 
Die Bilanz zum 31.12.2020 ist ausgeglichen und wird mit einem Betrag in Höhe von 
255.541.826,07 Euro festgestellt. 
 
Der im Jahresüberschuss enthaltene Verlust des Produktes „Stiftung Ringelband“ in 
Höhe von 49.890,92 Euro wird der freien Rücklage entnommen. 
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Der Gewinn des ordentlichen Ergebnisses in Höhe von 5.462.221,59 Euro wird gemäß 
§ 24 Abs. 1 GemHVO der aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses des 
Ergebnishaushaltes gebildeten Rücklage zugeführt.  
 
Der sich im außerordentlichen Ergebnis ergebende Überschuss in Höhe von 
1.474.072,73 Euro wird gemäß § 24 GemHVO der aus Überschüssen des 
außerordentlichen Ergebnisses des Ergebnishaushaltes gebildeten Rücklage 
zugeführt.  
 
Aufgrund des Prüfberichtes des Revisionsamtes des Kreises Bergstraße vom 08. 
August 2023 wird dem Magistrat für das Haushaltsjahr 2020 gemäß § 114 der 
Hessischen Gemeindeordnung (HGO) die Entlastung erteilt. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 13) Feststellung des geprüften Jahresabschlusses 2021 der Stadt 

Bensheim und Entlastung des Magistrats 
  

 
Beschluss: 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2021 der Stadt Bensheim wird nach Abschluss des 
Prüfungsverfahrens durch das Revisionsamt des Kreises Bergstraße nunmehr 
beschlossen. 
 
Die Bilanz zum 31.12.2021 ist ausgeglichen und wird mit einem Betrag in Höhe von 
266.695.492,72 Euro festgestellt. 
 
Der im Jahresüberschuss enthaltene Überschuss des Produktes „Stiftung Ringelband“ 
in Höhe von 21.612,09 Euro wird der freien Rücklage zugeführt. Der Überschuss des 
Produktes „Stiftung Soldan“ in Höhe von 605,99 Euro wird der Sonderrücklage 
zugeführt. 
 
Der Gewinn des ordentlichen Ergebnisses in Höhe von 528.637,74 Euro wird gemäß 
§ 25 Abs. 1, Nr. 2 GemHVO der aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses des 
Ergebnishaushaltes gebildeten Rücklage zugeführt. 
 
Der sich im außerordentlichen Ergebnis ergebende Überschuss in Höhe von 
3.259.945,33 Euro wird gemäß § 25 Abs. 3, Nr. 2 GemHVO der aus Überschüssen 
des außerordentlichen Ergebnisses des Ergebnishaushaltes gebildeten Rücklage 
zugeführt.  
 
Aufgrund des Prüfberichtes des Revisionsamtes des Kreises Bergstraße vom 08. 
August 2023 wird dem Magistrat für das Haushaltsjahr 2021 gemäß § 114 der 
Hessischen Gemeindeordnung (HGO) die Entlastung erteilt. 
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Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 14) Erste Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von 

Gebühren für die Unterbringung von Flüchtlingen und anderen 
ausländischen Personen in der Stadt Bensheim 

  

 
Beschluss: 
 
Die als Anlage beigefügte Erste Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung 
von Gebühren für die Unterbringung von Flüchtlingen und anderen ausländischen 
Personen in der Stadt Bensheim (Unterbringungsgebührensatzung) der Stadt 
Bensheim wird beschlossen. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 15) Kommissionen; hier: Nachwahl von sachkundigen Einwohnern 

gem. § 72 HGO 
  

 
Anmerkung: Auf Nachfrage von Stadtverordnetenvorsteherin Deppert werden 

keine Einwände gegen eine offene Wahl erhoben. 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wählt gemäß § 72 Abs. 2 HGO folgende 
Vertreter/innen und Stellvertreter/innen als sachkundige Einwohner/innen in die: 
 
Sozialkommission der Stadt Bensheim: 
 

Institution / Verein  Vertreter*in 1. Stellvertreter*in 2. Stellvertreter*in 

 
Caritasverband - Caritas 
Zentrum Franziskushaus 
 

Luisa Götzinger ./. ./. 

 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
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Stv. Marquardt nimmt an der Sitzung teil. 
 
 
Punkt 16.a) Ergänzungsantrag der GRÜNEN-Fraktion bezüglich 

"Grundhafte Erneuerung der Werner-von-Siemens-Straße in 
Bensheim zwischen Moselstraße und Fabrikstraße" 

  

 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Der Magistrat und die Bürgermeisterin in ihrer Funktion als Ordnungspolizeibehörde 
bzw. die für den Straßenverkehr zuständige Dezernentin Rauber-Jung werden 
gebeten, dafür zu sorgen, dass die beiden Gehwege entlang des o.a. 
Straßenabschnitte für Radfahrende frei gegeben werden, soweit dies möglich ist.  
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 39 Ja-Stimmen, 03 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
mehrheitlich angenommen. 
 
 
Punkt 16.b) Änderungsantrag der FWG-Fraktion zur Variante 2 

der Vorlage "Grundhafte Erneuerung der Werner-von-Siemens-
Straße in Bensheim 
zwischen Moselstraße und Fabrikstraße" 

  

 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
Für die Variante 2 wird der Text wie folgt geändert (Änderung in roter Schrift): 
Variante 2 – Straßenraum mit beidseitigem Gehweg, Breite 2 x 1,80 m. 
Vorzugsvariante 
Die Variante 2 sieht beidseitig der Fahrbahn Gehwege mit einer Breite von je 1,80 m 
vor. 
Die Fahrbahnbreite beträgt 6,76 m. Der Begegnungsfall LKW/LKW mit 6,35 m wird 
bei 
unverminderter Geschwindigkeit (50 km/h) gewährleistet. 
Neben der Fahrbahn sind beidseitig Pendelrinnen als Entwässerungseinrichtung mit 
einer 
Breite von je 0,32 m ausgebildet, die nicht zur Fahrbahn zählen. 
Bei einer Straßenraumbreite von 11,00 m bleiben für die beidseitig angeordneten 
Gehwege 
noch eine Breite von je 1,80 m. Diese Breite entspricht dem vorgegebenen Rahmen 
von 
1,80 m bis 2,10 m. 
 
Der Vorteil bei dieser Variante ist, dass in der Gewerbestraße der Begegnungsfall 
LKW/LKW gewährleistet wird und ein Kurz-Halt zum Be- und Entladen, z.B. für den 
Lieferverkehr der gewerblichen Unternehmen auf der Fahrbahn erlaubt ist. 
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• Durch die Verbreiterung der Fahrbahn um 0,4 m von 6,36 m auf 6,76 m wird 
die Nutzung der Straße durch Radfahrer sicherer. Die beiden Gehwege 
reduzieren sich in der Breite jeweils nur um 0,2 m von 2,0 m auf 1,8 m. Die 
Breite von je 1,8 m ist regelkonform und unserer Ansicht nach ausreichend. 
Vorteil dieser Lösung ist, dass der Fußgänger- und Radfahrerverkehr getrennt 
bleiben. 

• Die weitere Begründung erfolgt mündlich. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 03 Ja-Stimmen, 39 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
mehrheitlich abgelehnt. 
 
 
Punkt 16.c) Grundhafte Erneuerung der Werner-von-Siemens-Straße in 

Bensheim zwischen Moselstraße und Fabrikstraße 
  

 
 
Beschluss: 
 
Der grundhaften Erneuerung der Werner-von-Siemens-Straße in Bensheim zwischen 
Moselstraße und Fabrikstraße in der Vorzugsvariante 2 wird zugestimmt. 
 
Die Gesamtkosten belaufen sich auf 1.220.000 €. 
 
Für die Umsetzung der Maßnahme stehen bisher folgende Haushaltsmittel zur 
Verfügung: 
 
2022  100.000 € 
2023  382.000 € + 680.000 € VE 
 
Folgende Haushaltsmittel sind im Zuge des Haushaltsplanes 2024 bereitzustellen: 
 
2024  738.000 € 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 42 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 17) Projektvorlage: Flüchtlingsunterkünfte am Standort Parkplatz 

Festplatz Berliner Ring in Bensheim 
  

 
Anmerkung:   Stv. Dr. Schwalbach nimmt an der Abstimmung nicht teil. 
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Beschluss: 
 
Der Errichtung von Containern als Flüchtlingsunterkunft auf dem Parkplatz Festplatz 
Berliner Ring in Bensheim wird zugestimmt. Die hierfür veranschlagten Kosten 
belaufen sich auf etwa 4.501.000,00 Euro für die Standzeit von 3 Jahren.  
 
Für die Umsetzung des Projektes erfolgt nach Beschlussfassung durch die STVV die 

Einreichung des Bauantrages, die Beauftragung von weiteren Planungsleistungen und 

die Ausschreibung der Leistungen. Für diese Maßnahmen stehen die Mittel im 

Haushaltsplan bei Produkt 2.60.01.99 und Sachkonto 6700100 zur Verfügung.  

Die Stadtverordnetenversammlung verpflichtet sich die weiteren benötigten Mittel in 
im Rahmen des Haushalts 2024 (etwa 3.145.000,00€) bereitzustellen. Nur durch die 
gesicherte Gesamtfinanzierung (insgesamt etwa 4.501.000,00€) ist eine 
nächstmögliche Umsetzung der Gesamtmaßnahme möglich.  
 
 
Der Beschluss gefasst mit: 29 Ja-Stimmen, 05 Nein-Stimmen, 07 Enthaltungen, 
mehrheitlich angenommen. 
 
 
 
Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Moritz übernimmt die Sitzungsleitung. 
 
 
Stv. Rinke nimmt an der Sitzung nicht mehr teil. 
 
 
Punkt 18.a) Änderungsantrag der GRÜNEN-Fraktion bezüglich des 

Antrages der Fraktionen von CDU, SPD und FDP bezüglich 
"Vorsorge für Hitze" 

  

 
Anmerkung:  Auf Antrag der Fraktion der Grünen erfolgt die Einzelabstimmung 
 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Antrag der Fraktionen CDU, SPD und FDP : Vorsorge für Hitze , wird um die  
Punkte 6 und 7 ergänzt. 
 
Neu Punkt 6: 
 
zu ermitteln, bei welchen städtischen Spielplätzen die Nutzer großer Hitze  
ausgesetzt sind, da es dort keinen oder fast keinen Schatten gibt. Es sind  
geeignete Gegenmaßnahmen vorzuschlagen beispielsweise das Pflanzen von  
Bäumen, Sonnensegel, größere schattenspendende Spielgeräte.  
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Der Beschluss wird gefasst mit: 13 Ja-Stimmen, 26 Nein-Stimmen, 02 Enthaltungen, 
mehrheitliche abgelehnt. 
 
 
Neu Punkt 7: 
Im städtischen Fassadenförderprogramm wird auch eine Fassadenbegrünung für 
das benannte Gebiet der Innenstadt und der Ortsmitte von Auerbach entlang  
der B 3 aufgenommen.  
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 13 Ja-Stimmen, 26 Nein-Stimmen, 02 Enthaltungen, 
mehrheitliche abgelehnt. 
 
 
Punkt 18.b) Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und FDP bezüglich 

"Vorsorge für Hitze" 
  

 
Beschluss: 
 
Der Magistrat wird beauftragt, 
 
1. die bereits ergriffenen Maßnahmen und weitere erforderliche Schritte zur 

Aufstellung eines kommunalen Hitzeaktionsplans für die Stadt Bensheim 
darzustellen, der die Vorschläge des Hessischen Hitzeaktionsplans aufgreifen 
und sich prioritär auf den Gesundheitsschutz der Bevölkerung richten soll;  

 
2. zu ermitteln, in welchen Bereichen des Stadtgebietes sogenannte „Hitzeinseln“ 

bestehen, die sich also in den Sommermonaten übermäßig aufheizen, und für 
diese geeignete Gegenmaßnahmen vorzuschlagen, die beispielsweise die 
Begrünung vom Straßenraum bis hin zu Fassaden, mehr Wasserflächen oder die 
Umsetzung des Konzepts der „Schwammstadt“ umfassen können;  

 
3. zu berichten, wie sich der Zustand der Bäume im öffentlichen Straßenraum 

angesichts zunehmender Trockenheit entwickelt und welcher zusätzliche 
Pflegeaufwand gegebenenfalls entsteht bzw. welches Vorgehen geplant ist;  

 
4. eine Information für die Bürgerinnen und Bürger vorzubereiten, um diese – 

gegebenenfalls gemeinsam mit dem Wasserversorger – für das Thema 
Wassersparen zu sensibilisieren und insbesondere der Verschwendung von 
Trinkwasser entgegenzuwirken; 

 
5. die aktuellen (klimatischen) Rahmenbedingungen für die Bewässerung in der 

Landwirtschaft – sowohl auf Feldern als auch im Weinanbau – darzustellen und 
mögliche Maßnahmen aufzuzeigen, die im Zuge von Vorhaben – z.B. der 
Flurbereinigung – umgesetzt werden könnten.  

 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
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Punkt 19.a) Antrag der Grünen auf Vertragung des Teil 1 des Antrages der 

Grünen bzgl. der Stellplatzsatzung 
  

 
Anmerkung:  Stv. Sterzelmaier und Stv. Adam (Grüne-Fraktion) stellen den 

Antrag in der Sitzung mündlich. 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen, den Punkt 
 
1.  Die S a t z u n g der Stadt Bensheim über die Stellplatzpflicht sowie die 
Gestaltung, Größe, Zahl der Stellplätze oder Garagen und Abstellplätze für Fahrräder 
und die Ablösung der Stellplätze für Kraftfahrzeuge  
 
§ 1 Absatz 3 wird um Satz 2 und 3 ergänzt (fett gedruckt): 
„Sonstige Änderungen von Anlagen nach Abs. 1 sind nur zulässig, wenn Stellplätze 
oder Garagen (und Abstellplätze) in solcher Zahl, Größe und Beschaffenheit 
hergestellt werden, dass sie die infolge der Änderung zusätzlich zu erwartenden 
Fahrzeuge aufnehmen können. Auf die Herstellung von notwendigen Garagen 
oder Stellplätzen wird verzichtet, soweit der Stellplatzbedarf durch 
nachträglichen Ausbau von Dach- und Kellergeschossen oder Aufstockungen 
zur Schaffung von Wohnraum bei bis zum Inkrafttreten dieser Satzung 
rechtmäßig errichteten Gebäuden entsteht. Ein nachträglicher Ausbau wird 
definiert ab einem Zeitraum von 3 Jahren nach Fertigstellung des Gebäudes.“ 
 
§ 1 Absatz 4 wird um „oder diese Satzung“ ergänzt, so dass der Paragraf 
folgendermaßen lautet: 
„Absatz 1 gilt nicht in den Fällen, in denen Stellplatzbeschränkungssatzungen der 
Stadt Bensheim oder diese Satzung anderslautende Regelungen treffen.“ 
 
 
in die nächste Sitzung des Bauausschusses zu vertagen. 
 
 
Der Beschluss gefasst mit: 15 Ja-Stimmen, 26 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
mehrheitlich abgelehnt. 
 
 
Punkt 19.a.1) Antrag der GRÜNEN-Fraktion bzgl. der "Stellplatzsatzung" 

 
 
Anmerkung: Auf Antrag der Fraktionen von Grüne und FWG erfolgt die 

Einzelabstimmung 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge folgende Änderungen (siehe in fett) 

in den derzeitigen gültigen Satzungen der Stadt Bensheim beschließen: 
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1.  Die S a t z u n g der Stadt Bensheim über die Stellplatzpflicht sowie die 
Gestaltung, Größe, Zahl der Stellplätze oder Garagen und Abstellplätze für Fahrräder 
und die Ablösung der Stellplätze für Kraftfahrzeuge  
 
§ 1 Absatz 3 wird um Satz 2 und 3 ergänzt (fett gedruckt): 
„Sonstige Änderungen von Anlagen nach Abs. 1 sind nur zulässig, wenn Stellplätze 
oder Garagen (und Abstellplätze) in solcher Zahl, Größe und Beschaffenheit 
hergestellt werden, dass sie die infolge der Änderung zusätzlich zu erwartenden 
Fahrzeuge aufnehmen können. Auf die Herstellung von notwendigen Garagen 
oder Stellplätzen wird verzichtet, soweit der Stellplatzbedarf durch 
nachträglichen Ausbau von Dach- und Kellergeschossen oder Aufstockungen 
zur Schaffung von Wohnraum bei bis zum Inkrafttreten dieser Satzung 
rechtmäßig errichteten Gebäuden entsteht. Ein nachträglicher Ausbau wird 
definiert ab einem Zeitraum von 3 Jahren nach Fertigstellung des Gebäudes.“ 
 
§ 1 Absatz 4 wird um „oder diese Satzung“ ergänzt, so dass der Paragraf 
folgendermaßen lautet: 
„Absatz 1 gilt nicht in den Fällen, in denen Stellplatzbeschränkungssatzungen der 
Stadt Bensheim oder diese Satzung anderslautende Regelungen treffen.“ 
 
 
Der Beschluss gefasst mit: 13 Ja-Stimmen, 29 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
mehrheitlich abgelehnt. 
 
 
2. Die S a t z u n g der Stadt Bensheim über die Einschränkung der Stellplatzpflicht 
im Gebiet der Altstadt wird in § 1 durch Satz 2 ergänzt:  
„Der Geltungsbereich umfasst das in der Anlage dargestellte Gebiet der Altstadt der 

Stadt Bensheim. Im Stadtteil Auerbach umfasst der Geltungsbereich die 

Darmstädter Straße zwischen Diefenbachweg und Otto-Beck-Straße sowie die 

gesamte Bachgasse.“ 

 
 
Der Beschluss gefasst mit: 18 Ja-Stimmen, 23 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
mehrheitlich abgelehnt. 
 
 
Punkt 19.b) Ergänzungsantrag der BfB-Fraktion bzgl. des Antrages der 

Fraktionen von CDU, SPD und FDP "Stellplatzpflicht in 
Auerbach" 

  

 
Anmerkung: Der Antrag wird durch Stv. Dr. Vogt-Saggau (BfB-Fraktion) in der 

Sitzung mündlich gestellt. 
 

Stv. Dr. Schwalbach nimmt an der Abstimmung nicht teil. 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge mit der Ergänzung (fett geschrieben) 
beschließen: 
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Der Magistrat wird beauftragt, einen Beschlussvorschlag für die Änderung der 
Satzung über die Einschränkung der Stellplatzpflicht im Gebiet der Altstadt 
vorzulegen, um als weiteren Geltungsbereich den Bereich an der Darmstädter Straße 
im Ortskern von Bensheim-Auerbach und die Bachgasse aufzunehmen. Für die 
konkrete Bestimmung dieses Bereichs ist ein Vorschlag zu unterbreiten. Der 
Ortsbeirat Bensheim-Auerbach ist im Rahmen der Beratung der städtischen Gremien 
zu beteiligen. 
 
 
Der Beschluss gefasst mit: 15 Ja-Stimmen, 22 Nein-Stimmen, 03 Enthaltungen, 
mehrheitlich abgelehnt. 
 
 
Punkt 19.b.1) Antrag der Fraktionen von CDU, SPD und FDP zu Top 19 - 

Antrag der GRÜNEN-Fraktion bzgl. der "Stellplatzsatzung" 
  

 
Anmerkung:  Stv. Dr. Schwalbach nimmt an der Abstimmung nicht teil. 
 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Magistrat wird beauftragt, einen Beschlussvorschlag für die Änderung der 
Satzung über die Einschränkung der Stellplatzpflicht im Gebiet der Altstadt 
vorzulegen, um als weiteren Geltungsbereich den Bereich an der Darmstädter Straße 
im Ortskern von Bensheim-Auerbach aufzunehmen. Für die konkrete Bestimmung 
dieses Bereichs ist ein Vorschlag zu unterbreiten. Der Ortsbeirat Bensheim-Auerbach 
ist im Rahmen der Beratung der städtischen Gremien zu beteiligen. 
 
 
Der Beschluss wird gefasst mit: 34 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 06 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 20) Antrag der Fraktion von CDU, SPD, FDP bezüglich "Fuß- und 

Radweg im zukünftigen Wohnquartier Sanner" 
  

 
Beschluss: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Der Magistrat wird beauftragt, im Rahmen der anstehenden Planung und 
Bauleitplanung für das neue Wohnquartier auf dem Betriebsgelände der Firma 
Sanner in Auerbach eine Fuß- und Radwegverbindung zwischen Brückweg und Otto-
Beck-Straße sicherzustellen.  
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Der Beschluss wird gefasst mit: 41 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen, 
einstimmig angenommen. 
 
 
Punkt 21) Anfrage der Fraktion der Grünen bezüglich "Bebauungspläne" 
  

 
Die Anfragebeantwortung wurde ausgehändigt. 
 
 
Punkt 22) Anfrage der BfB-Fraktion bzgl. "Schließung der Stadtbibliothek 

wegen baulicher Mängel 
  

 
Die vertrauliche Anfragebeantwortung wurde ausgehändigt. 
 
 
Punkt 23) Anfrage der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, BfB und VuA 

bezüglich "Weststadthalle" 
  

 
Die Anfragebeantwortung wurde ausgehändigt. 
 
 
Punkt 24) Anfrage der Fraktionen von CDU, SPD und FDP bzgl. 

"Erweiterung der Kleingartenanlagen" 
  

 
Die Anfragebeantwortung wurde ausgehändigt. 
 
 
Punkt 25) Anfrage der BfB-Fraktion bezüglich "Sicherung des artenreichen 

Geländes der Firma Blechschmidt" 
  

 
Die Anfragebeantwortung wurde ausgehändigt. 
 
 
Punkt 26) Information Jahresbericht 2022 Frauenhaus 
  

 
Die Information wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Punkt 27) Baugebiet Meerbachsportplatz (Vorhabenbezogener 

Bebauungsplan BO VE 9 Meerbachsportplatz) 
hier: Aktueller Sachstand bzgl. des Baus von Sozialwohnungen 

  

 

Die Information wird zur Kenntnis genommen. 
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Punkt 28) Rechnungsabschluss 2022 der Stadt Bensheim 
  

 
Die Information wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Punkt 29) Ringelband-Stiftung 

hier: Bericht über die Jahresabrechnung zum 31.12.2022 
  

 
Die Information wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Punkt 30) Gründung einer gemeinsamen PV-Projektgesellschaft durch die 

Gesellschafter GGEW AG, ENERGIERIED GmbH & Co. KG sowie 
der ENTEGA Regenerativ GmbH 
Hier: Schreiben der Kommunalaufsicht des Kreises Bergstraße 
vom 19.06.2023 bzgl. der Anzeige gemäß § 127a HGO 

  

 
Die Information wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Moritz schließt die Sitzung 
 
 
Ende der Sitzung:  20:49 Uhr 
 
 
 
 
…………………………….      ………………………….. 
         Christine Deppert       Andrea Dietzel 

Stv. Vorsteherin       Schriftführerin 
 
 
 
 
…………………………….. 
          Heiko Moritz 
       Stell. Stv. Vorst. 
 
 
 


